
Impressum:

Verantwortlich für den Inhalt:
CDU Deutschlands
CSU-Landesleitung
SPD

Verlag und Druck:
Union Betriebs-GmbH
Egermannstraße 2
53359 Rheinbach
Telefon 02226 8020
Telefax 02226 802111

12/1213 · Bestell-Nr.: 5283

DEUTSCHLANDS ZUKUNFT 
GESTALTEN
KOALITIONSVERTRAG ZWISCHEN CDU, CSU UND SPD



115

Starkes Europa

Das Wettbewerbsprinzip des EU-Binnenmarktes, ein 
funktionierendes Gemeinwesen und sozialer Ausgleich 
müssen in einem ausgewogenen Verhältnis stehen; nur 
so wird eine Akzeptanz der Bürgerinnen und Bürger er-
reicht. Die Gestaltungsmöglichkeiten der Mitgliedstaa-
ten, ihrer Regionen und Kommunen für ihre im öffentli-
chen Interesse liegenden Aufgaben müssen erhalten 
bleiben. Wir werden jeder weiteren Einschränkung der 
Daseinsvorsorge durch EU-Politiken offensiv entgegen-
treten. Nationale, regionale und lokale Besonderheiten 
in der öffentlichen Daseinsvorsorge dürfen durch euro-
päische Politik nicht ausgehebelt werden.

Europäische Außen- und Sicherheitspolitik

Wir wollen eine starke und selbstbewusste Europäische 
Union, die den Globalisierungsprozess maßgeblich mit 
gestaltet und dabei entschlossen für die Sicherung von 
Frieden, Freiheit und Wohlstand eintritt. Deutschland 
wird aktiv dazu beitragen, das Vertrauen in das europä
ische Einigungswerk zu stärken. Eine vertrauensvolle 
Zusammenarbeit zwischen den Partnern ist für den ge-
meinsamen Erfolg unerlässlich. Die Berücksichtigung 
der Interessen der kleinen und mittleren Mitgliedstaaten 
ist konstitutiver Bestandteil unserer Europapolitik.

Die Glaubwürdigkeit der Europäischen Union in ihrem 
internationalen Einsatz für Menschenrechte hängt maß-
geblich davon ab, wie konsequent sie ihre Werte lebt 
und deren Verletzung im Innern ahndet. Die Bundesre-
gierung setzt sich auf Grundlage von Artikel 7 EUV für 
einen wirksamen Mechanismus zur Einhaltung rechts-
staatlicher und demokratischer Standards in Europa ein, 
um den Schutz der Werte, wie sie in Artikel 2 EUV ver-
ankert sind, zu gewährleisten.

Die deutsch-französische Partnerschaft ist in ihrer Brei-
te und Tiefe einzigartig. Unsere Länder haben als starke 
Wirtschaftsnationen ein besonderes Interesse, aber 
auch besondere Möglichkeiten, die europäische Eini-
gung maßgeblich zu fördern und Wohlstand, Sicherheit 
und Wettbewerbsfähigkeit der EU zu stärken. Wir wer-
den die am 22. Januar 2013 beschlossene deutsch-
französische Agenda Schritt für Schritt weiter umsetzen.

Unsere Partnerschaft mit Polen wollen wir weiter vertie-
fen und die vielfältigen nachbarschaftlichen Beziehun-
gen weiterentwickeln. Die Arbeitsmöglichkeiten des 
Deutsch-Polnischen Jugendwerks werden wir auswei-
ten und den Jugendbegegnungsstätten in Kreisau und 

Auschwitz eine langfristige Perspektive geben. Wir wer-
den die Zusammenarbeit mit Frankreich und Polen im 
Weimarer Dreieck intensivieren. Bilaterale Initiativen mit 
unseren mitteleuropäischen Partnern wollen wir aus-
bauen. Dem deutsch-tschechischen Zukunftsforum und 
dem deutsch-tschechischen Zukunftsfonds sichern wir 
eine Perspektive über 2017 hinaus.

Erweiterungen und östliche Nachbarschaft

Die Erweiterung der EU ist aktive europäische Friedens-
politik. Die bisherigen EU-Erweiterungen sind im Inter-
esse Deutschlands und Europas. Wir stehen dazu, dass 
dieser Prozess unter strikter Beachtung der Beitrittskri-
terien fortgesetzt wird und die Staaten des Westlichen 
Balkans eine Beitrittsperspektive haben. Sowohl Serbi-
en als auch Kosovo müssen ihre eingegangenen Ver-
pflichtungen erfüllen. Wir wollen KFOR im Einklang mit 
der Sicherheitsentwicklung schrittweise reduzieren und 
zum Abschluss führen. Gemeinsam mit unseren Part-
nern und Verbündeten werden wir die Heranführung der 
Länder des Westlichen Balkans an EU und NATO aktiv 
vorantreiben. Für die EU-Erweiterung sind die Anwen-
dung strenger Kriterien und klar überprüfbarer Fort-
schritte wichtig. Maßgeblich sind sowohl die Beitrittsfä-
higkeit der Kandidaten als auch die Aufnahmefähigkeit 
der Europäischen Union.

Die Türkei hat für Europa strategische und wirtschaftli-
che Bedeutung. Wir sind darüber hinaus mit der Türkei 
durch vielfältige Beziehungen zwischen den Menschen 
in unseren beiden Ländern eng verbunden. Wir möch-
ten die Beziehungen zwischen der Europäischen Union 
und der Türkei weiter vertiefen, einschließlich einer en-
gen strategischen Zusammenarbeit in außen- und si-
cherheitspolitischen Fragen. Wir sehen nicht nur die 
eindrucksvolle wirtschaftliche Entwicklung der Türkei, 
sondern begrüßen vor allem die mit Blick auf die Bei-
trittsverhandlungen unternommenen Reformanstren-
gungen. Der Verhandlungsprozess läuft mit der Eröff-
nung neuer Verhandlungskapitel weiter. Die unbedingte 
Achtung der Werte, auf denen auch die EU fußt, wie 
Demokratie, Rechtsstaatlichkeit sowie Religions- und 
Meinungsfreiheit, und deren innerstaatliche Durchset-
zung sind Voraussetzung für weitere Fortschritte. Die 
2005 aufgenommenen Verhandlungen mit dem Ziel des 
Beitritts sind ein Prozess mit offenem Ende, der keinen 
Automatismus begründet und dessen Ausgang sich 
nicht im Vorhinein garantieren lässt. Auch in der Türkei 
wird eine Diskussion über die Frage der EU-Mitglied-
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